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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

In der Frühjahrssession 2023 überwies der Nationalrat die Motion Caroni (fdp, AR) für
ein zeitgemässes Abstammungsrecht mit 103 zu 74 Stimmen bei 4 Enthaltungen an den
Bundesrat. Dieser und die Mehrheit der RK-NR hatten den Vorstoss zur Annahme
beantragt. Wie die Kommissionsmehrheit im Bericht erläuterte, erachtete sie eine
Revision des Abstammungsrechts als sinnvoll, «um sicherzustellen, dass alle Kinder
unabhängig vom Zivilstand ihrer Eltern über dieselben Rechte verfügen». Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider führte im Ratsplenum aus, insbesondere die Regeln zur
Anfechtung der Vaterschaftsvermutung des Ehemannes der Mutter seien nicht mehr
zeitgemäss. Die Anfechtung der Vaterschaftsvermutung müsse universell, das heisst
unabhängig vom Zivilstand der Eltern, geregelt werden. Ausserdem müsse die rechtliche
Stellung der von einer privaten Samenspende betroffenen Personen gesetzlich geregelt
werden. Die Minderheit – der im Nationalrat die geschlossene SVP-Fraktion und die
grosse Mehrheit der Mitte-Fraktion folgten – lehnte die Motion ab, weil viele
Anpassungen bereits mit der «Ehe für alle» vorgenommen worden seien. 1

MOTION
DATUM: 16.03.2023
KARIN FRICK

Ab Oktober 2022 beschäftigte sich die RK-SR in vier Sitzungen mit dem Entwurf zur
Änderung des Zivilgesetzbuchs betreffend die Unternehmensnachfolge. Nachdem sie
auf die Vorlage eingetreten war, liess sie von der Verwaltung verschiedene Fragen
abklären. Nach Kenntnisnahme der Ergebnisse war die Kommission allerdings nicht
überzeugt, dass die Gesetzesänderung notwendig und zielführend sei, weshalb sie das
Geschäft in der Gesamtabstimmung mit 7 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen ablehnte. In
der Sommersession 2023 beantragte sie dem Ständerat folglich Nichteintreten.
Gemäss Kommissionssprecher Thomas Hefti (fdp, GL) erachtete es die Kommission als
fraglich, ob der Schutz von Unternehmen und die Erhaltung von Arbeitsplätzen –
obendrein zulasten der Gleichstellung unter den Erbinnen und Erben – wirklich Zweck
des Erbrechts sein sollten. Auch wenn die vorgeschlagenen Regeln in manchen
verfahrenen Situationen weiterhelfen könnten, habe die Kommission Bedenken. Wenn
etwa die Erbin oder der Erbe, der oder dem das Unternehmen integral zugewiesen wird,
schlecht wirtschafte, gingen seine Miterbinnen und -erben mitunter leer aus – dann
nämlich, wenn ihr oder ihm ein Zahlungsaufschub gewährt und keine Sicherheiten
verfügt wurden. Zudem blieben zentrale Fragen ungeklärt, unter anderem: Was gilt
überhaupt als Unternehmen? Welche Teile eines Unternehmens sind betriebsnotwendig
oder nicht, und in welchem Umfang, zum Beispiel bei allfälligem Reserveland? Zudem
werde die Unternehmensnachfolge bereits durch die in Kraft getretene Reduktion der
Pflichtteile erleichtert, weshalb zuerst der Effekt dieser Neuerung abgewartet werden
solle. Kommissionskollege Daniel Fässler (mitte, AI) fasste die Räson der Kommission in
drei Punkten zusammen: Erstens tauge die Vorlage nicht, zweitens biete das geltende
Recht genug Möglichkeiten, um geeignete Lösungen in der Familie zu finden, und
drittens sehe die Kommission keine Alternativen – sie wüsste bei einer Rückweisung
schlicht nicht, was man anders machen könnte.
Demgegenüber beantragte der Bundesrat Eintreten. Justizministerin Elisabeth Baume-
Schneider verwies auf die breite Zustimmung, die die Vorlage in der Vernehmlassung
erfahren hatte, und betonte, dass das Projekt sowohl in der juristischen Lehre als auch
in der Praxis grosse Hoffnungen geweckt habe. Beim grossen Teil der Ständekammer
verhallte ihr Aufruf jedoch ungehört. Mit 27 zu 12 Stimmen bei 4 Enthaltungen trat der
Erstrat nicht auf den Entwurf ein. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2023
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2023 hatte der Nationalrat als Zweitrat über das Schicksal der
ZGB-Änderung betreffend die Unternehmensnachfolge im Erbrecht zu befinden.
Nachdem die Ständekammer nicht auf den Entwurf eingetreten war, lag auch dem
Nationalrat ein Nichteintretensantrag vor. Die Hauptkritikpunkte waren nach wie vor,
die Vorlage sei zu kompliziert, nicht notwendig und verschlechtere die Gleichstellung
unter den Erbinnen und Erben. Der Nichteintretensantrag wurde jedoch nur von einer
Minderheit der vorberatenden RK-NR portiert und brachte im Rat keine Mehrheit
hinter sich. Mit 119 zu 64 Stimmen bei einer Enthaltung trat die grosse Kammer auf die
Vorlage ein. Gegen Eintreten stimmten die geschlossen stimmende SVP-Fraktion, knapp

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.2023
KARIN FRICK
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die Hälfte der Mitte- sowie drei Mitglieder der FDP-Fraktion. Von einer breiten
Ratsmehrheit wurde die Vorlage hingegen positiv aufgenommen, wie sie es auch schon
in der Vernehmlassung worden war.
In der Detailberatung bemühte sich der Nationalrat, der im Ständerat geäusserten Kritik
zu begegnen und Hand für Kompromisse zu bieten, wie zahlreiche Rednerinnen und
Redner betonten. Kommissionssprecherin Patricia von Falkenstein (ldp, BS) erklärte
etwa, man habe versucht, die Vorlage zu vereinfachen und die Position der Erbinnen
und Erben zu stärken, die nicht Unternehmensnachfolgerin oder -nachfolger sind.
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider begrüsste diese Bestrebungen. Zudem
verkürzte die grosse Kammer etwa die Frist für Zahlungsaufschübe, die dem
Unternehmensnachfolger bzw. der -nachfolgerin gegenüber den Miterbinnen und
-erben eingeräumt werden kann, von maximal 10 auf grundsätzlich 5 Jahre. Diese Frist
soll nur verlängert werden können, wenn ansonsten der Fortbestand des Unternehmens
gefährdet wäre. 
In der Gesamtabstimmung stimmte die grosse Kammer dem Entwurf mit 114 zu 67
Stimmen bei 8 Enthaltungen zu. Damit wird der Ständerat ein weiteres Mal über
Eintreten entscheiden müssen. 3

1) AB NR, 2023, S. 591 f.; Bericht RK-NR vom 12.1.23
2) AB SR, 2023, S. 636 ff.
3) AB NR, 2023, S. 1773 ff.
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